
Auszug aus dem Gesetz über die Berufe  
des Psychologischen Psychotherapeuten und  

des Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten,  
zur Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch  

und andere Gesetze vom 16. Juni 1998: 

 

§ 5 Ausbildung und staatliche Prüfung 

(1) Die Ausbildungen zum Psychologischen Psychotherapeuten sowie zum Kinder- und Jugend-
lichenpsychotherapeuten dauern in Vollzeitform jeweils mindestens drei Jahre, in Teilzeitform 
jeweils mindestens fünf Jahre. Sie bestehen aus einer praktischen Tätigkeit, die von theoreti-
scher und praktischer Ausbildung begleitet wird, und schließen mit Bestehen der staatlichen 
Prüfung ab. 
 
(2) Voraussetzung für den Zugang zu einer Ausbildung nach Absatz 1 ist  
 
1. für eine Ausbildung zum Psychologischen Psychotherapeuten 
 

a) eine im Inland an einer Universität oder gleichstehenden Hochschule bestandene 
Abschlußprüfung im Studiengang Psychologie, die das Fach Klinische Psychologie 
einschließt und gemäß § 15 Abs. 2 Satz 1 des Hochschulrahmengesetzes der Fest-
stellung dient, ob der Student das Ziel des Studiums erreicht hat, 

 
b) ein in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem anderen Vertrags-

staat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum erworbenes gleich-
wertiges Diplom im Studiengang Psychologie oder 

 
c)  ein in einem anderen Staat erfolgreich abgeschlossenes gleichwertiges     

 Hochschulstudium der Psychologie, 
 

2.  für eine Ausbildung zum Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten 
 

a) eine der Voraussetzungen nach Nummer 1, 
 

b) die im Inland an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule bestande-
ne Abschlußprüfung in den Studiengängen Pädagogik oder Sozialpädagogik, 
 

c)  ein in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem anderen 
Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum erworbenes 
Diplom in den Studiengängen Pädagogik oder Sozialpädagogik oder 
 

d)  ein in einem anderen Staat erfolgreich abgeschlossenes gleichwertiges Hochschul-
studium. 

 
§ 2 Abs. 2 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 
 
(3) Die zuständige Behörde kann auf Antrag eine andere abgeschlossene Ausbildung im Um-
fang ihrer Gleichwertigkeit auf die Ausbildung nach Absatz 1 anrechnen, wenn die Durchfüh-
rung der Ausbildung und die Erreichung des Ausbildungszieles dadurch nicht gefährdet werden. 
 


